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TAL Teilnehmeranschlussleitung
TKG Telekommunikationsgesetz
u. a. unter anderem/und andere
UAbs. Unterabsatz
UmwRG Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz
UNECE United Nations Economic Commission for Europe
URP Umwelt- und Planungsrecht
Urt. Urteil
v. von/vom
Verf. Verfasserin
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VERW Die Verwaltung
VerwArch Verwaltungsarchiv
VG Verwaltungsgericht
VGH Verwaltungsgerichtshof
vgl. vergleiche
VO Verordnung
Vorb. Vorbemerkung(en)
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WHG Wasserhaushaltsgesetz
WiVerw. Wirtschaft und Verwaltung
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis
WuW WIRTSCHAFT und WETTBEWERB
WuW/E Wirtschaft und Wettbewerb – Entscheidungssammlung
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht
z.B. zum Beispiel
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Völkerrecht
Ziff. Ziffer(n)
ZNER Zeitschrift für Neues Energierecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZUM-RD Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht – Rechtsprechungsdienst
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
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Einleitung

I. Ausgangslage der Regulierung

In den netzgebundenen Wirtschaftsbereichen bietet die fehlende Funktionsfä-
higkeit des Wettbewerbs „Logik und Legitimation“ für regulierende staatliche
Eingriffe.1 Nach dem im öffentlichen Wirtschaftsrecht gebräuchlichen engen Re-
gulierungsbegriff2 ist hierunter die Regulierung der Sektoren zu verstehen, die der
Zuständigkeit der Bundesnetzagentur unterliegen.3 Dies betrifft gemäß § 2 Abs. 1
Nr. 1 bis 4 BEGTPG4 dieGebiete desRechts der leitungsgebundenenVersorgungmit
Elektrizität, Gas und Wasserstoff, einschließlich des Rechts der erneuerbaren
Energien im Strombereich (im Folgenden: Energierecht), des Telekommunikati-
onsrechts, des Postrechts und des Rechts des Zugangs zur Eisenbahninfrastruktur
nach Maßgabe des Bundeseisenbahnverkehrsverwaltungsgesetzes (im Folgenden:
Eisenbahnrecht). Ihnen ist gemeinsam, dass sie von (leitungsgebundenen) Infra-
strukturen abhängen – den Elektrizitäts- und Gasverteilungsnetzen, den Festnetz-
leitungen, dem Schienennetz sowie dem Logistiksystem des Postnetzes.5 Die Irre-
versibilität der Kosten für den Aufbau dieser flächendeckenden Infrastrukturnetze
und die Unwirtschaftlichkeit einer Duplizierung der Netze begünstigen die Entste-
hung natürlicher Monopole der Netzbetreiber; sie hemmen daher den Marktzutritt
potenzieller Wettbewerber.6 Dem sollen die Vorschriften des Regulierungsrechts
entgegenwirken, die rechtsgebietsübergreifend zum Ziel haben, den Wettbewerb in
den jeweils regulierten Gebieten zu fördern und sicherzustellen, sowie eine den
jeweiligen Qualitätsanforderungen entsprechende Versorgung der Allgemeinheit
flächendeckend und ausreichend zu gewährleisten.7Normativ finden sich diese Ziele

1 Ludwigs, Unternehmensbezogene Effizienzanforderungen, S. 122 ff. (Zitat auf S. 125).
2 Zu den unterschiedlichen Regulierungsbegriffen nur Schmidt-Preuß, in: FS Kühne,

S. 329, 330; Ruffert, AöR 1999, 237, 241 ff.
3 Ludwigs, in: Schmidt/Wollenschläger (Hrsg.), Kompendium Öffentliches Wirtschafts-

recht, § 12 Rn. 1 m.w.N.; Schmidt-Preuß, in: FS Kühne, S. 329, 330 („Regulierung I“).
4 Gesetz über die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und

Eisenbahnen v. 7.7. 2005 (BGBl. I S. 1970, 2009), das zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes v.
16.7.2021 (BGBl. I S. 3026) geändert worden ist.

5 Kühling, Sektorspezifische Regulierung, S. 2, 43.
6 Kühling, Sektorspezifische Regulierung, S. 37 ff.; Gersdorf, in: Spindler/Schuster

(Hrsg.), Recht der elektronischen Medien, § 9 TKG Rn. 25 ff. m.w.N.; Säcker/Böcker, in:
10 Jahre wettbewerbsorientierte Regulierung, S. 69, 74.

7 Burgi, NJW 2006, 2439, 2442 f.; zu Gemeinsamkeiten und Unterschieden in den Ziel-
setzungen der unterschiedlichen Rechtsgebiete Lepsius, in: Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulie-



für das Telekommunikationsrecht in § 1 Abs. 1 TKG8, für das Energierecht in § 1
Abs. 2 EnWG9, für das Postrecht in § 1 PostG10 und für das Eisenbahnrecht in § 1
Abs. 1 AEG11 und § 3 Nr. 2, 5 ERegG12. Reguliert werden der Zugang zu den je-
weiligen Netzen und die Bedingungen für diesen Zugang.13Eine „Schlüsselrolle“ für
die Wettbewerbsförderung kommt dabei der Entgeltregulierung zu,14 da durch die
Höhe der geforderten Entgelte – vor allem der Entgelte für den Netzzugang – der
Wettbewerb in besonderem Maße beeinflusst wird.15 Sie ergänzt die Zugangsregu-
lierung, indem sie das Entstehen preisbedingter Marktzutrittsschranken verhindert.16

In personeller Hinsicht treten unterschiedliche Akteure in Erscheinung: Die Bun-
desnetzagentur ergreift als Regulierungsbehörde – in erster Linie gegenüber den
Netzbetreibern – Regulierungsmaßnahmen, die auch die (entgeltpflichtigen) Wett-
bewerber der Netzbetreiber sowie Endnutzer betreffen können.17 Zwischen diesen
Personengruppen bestehen Interessen- und Zielkonflikte18, die die Bundesnetz-
agentur im Wege der Regulierung auszugleichen versucht.19 Die Möglichkeit einer
anschließenden gerichtlichen Überprüfung der Regulierungsmaßnahmen ist für die
Durchsetzung der jeweiligen Interessen entscheidend. Dies gilt nicht nur für die
Adressaten. Auch Dritte haben unter Umständen ein legitimes Interesse daran, die
Maßnahmen der Entgeltregulierung durch die Gerichte überprüfen zu lassen. Die

rungsrecht, § 19 Rn. 1 ff.; Säcker/Böcker, in: 10 Jahre wettbewerbsorientierte Regulierung,
S. 69, 69 ff.

8 Telekommunikationsgesetz v. 23.6. 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt durch Art. 8 des
Gesetzes v. 10.9. 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist.

9 Energiewirtschaftsgesetz v. 7. 7.2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Art. 2
des Gesetzes v. 20.5.2022 (BGBl. I S. 730) geändert worden ist.

10 Postgesetz v. 22.12.1997 (BGBl. I S. 3294), das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes v. 9.3.
2021 (BGBl. I S. 324) geändert worden ist.

11 Allgemeines Eisenbahngesetz v. 27.12.1993 (BGBl. I S. 2378, 2396; 1994 I S. 2439),
das zuletzt durch Art. 10 des Gesetzes v. 10.9. 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist.

12 Eisenbahnregulierungsgesetz v. 29.8. 2016 (BGBl. I S. 2082), das zuletzt durch Art. 2
des Gesetzes v. 9.6. 2021 (BGBl. I S. 1737) geändert worden ist.

13 Zur Zugangsregulierung Kühling, Sektorspezifische Regulierung, S. 182; Ruthig, in:
Kahl/Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des Verwaltungsrechts, Bd. I, § 22 Rn. 31 ff.

14 BT-Drs. 15/3917, S. 86 (hier auch das Zitat); in diese Richtung auch BVerfG, Beschl. v.
21.12.2009 – 1 BvR 2738/08, NVwZ 2010, 373, Rn. 35.

15 Kühling, Sektorspezifische Regulierung, S. 83, 284 ff.; Ludwigs, Unternehmensbezoge-
ne Effizienzanforderungen, S. 123; Säcker/Böcker, in: 10 Jahre wettbewerbsorientierte Re-
gulierung, S. 69, 75; Ruthig, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), Handbuch des Verwaltungsrechts,
Bd. I, § 22 Rn. 30.

16 Hierzu und zu dem „Stufenverhältnis“ zwischen Zugangs- und Entgeltregulierung Lud-
wigs, Unternehmensbezogene Effizienzanforderungen, S. 145 f.; Theobald, in: Theobald/
Kühling (Hrsg.), Energierecht, § 1 EnWG Rn. 39.

17 Fehling, in: Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, § 20 Rn. 5 ff.; Kühling, Sektor-
spezifische Regulierung, S. 190 ff., 285 f.

18 Lepsius, in: Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, § 19 Rn. 54 ff.
19 Fehling, in: Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, § 20 Rn. 4, bezeichnet das Re-

gulierungsverfahren als „justizähnliche […] Streitentscheidung“.
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Frage, ob für sie effektiver Rechtsschutz tatsächlich gewährleistet wird, entscheidet
sich in besonderer Weise an den prozessrechtlichen Vorgaben für den Zugang zum
gerichtlichen Verfahren und den Umfang der gerichtlichen Kontrolle.

II. Erkenntnisinteresse und Einschränkung
des Untersuchungsgegenstandes

Das Prozessrecht ist damit für die Interessendurchsetzung Drittbetroffener in der
Entgeltregulierung – wie auch in jedem anderen Rechtsgebiet – essenziell. Eine
Untersuchung seiner rechtlichen Ausgestaltung bringt maßgebliche Erkenntnisse für
den Stellenwert des Drittschutzes im Regulierungsrecht. Irrelevant für den Umfang
und die Qualität des Schutzes, der in Abgrenzung zu weiteren Akteuren speziell für
die Personengruppe der „Dritten“ gewährleistet wird, sind dabei solche Vorausset-
zungen für den Rechtsschutzzugang, die für alle Klägergruppen einheitlich zum
Tragen kommen. Dies betrifft etwa die Regelungen zur statthaften Klageart oder zur
Klagefrist, auf die deshalb in dieser Untersuchung nicht näher eingegangen werden
soll. Um Erkenntnisse speziell für den Drittschutz zu gewinnen, sind demgegenüber
die prozessualen Vorschriften zu isolieren, die unmittelbar an die Drittperspektive als
solche anknüpfen, weil sie für die Rechtsschutzgewährung auf subjektive, kläger-
bezogene Kriterien zurückgreifen. Von Interesse ist deshalb erstens die Rechtsbe-
helfsbefugnis. Sie trifft als personenbezogene Sachentscheidungsvoraussetzung die
„Grundentscheidung […], für welche Personen der Rechtsbehelf gedacht ist“20 und
hat insoweit „Filterfunktion“21. Anhand der Prüfung ihrer Voraussetzungen ergibt
sich, ob gerade für Dritte der Zugang zur sachlichen Überprüfung einer bestimmten
Maßnahme durch die Gerichte gewährleistet wird. Das Spiegelbild der Rechtsbe-
helfsbefugnis auf der Zulässigkeitsebene stellen im Rahmen der Begründetheit des
Rechtsbehelfs zweitens die Regelungen zum subjektiven Kontrollumfang des Ge-
richts dar.22 Auch sie knüpfen unmittelbar an die vorhandene oder fehlende per-
sönliche Eigenschaft als Dritter an. Aus ihnen ergibt sich, inwieweit die Gerichte auf
Betreiben des konkreten Rechtsbehelfsführers in eine sachliche Prüfung eintreten
und die Regulierungsmaßnahme ggf. aufheben können.23

Die vorhandenen wissenschaftlichen Auseinandersetzungen mit diesen prozes-
sualen Drittschutzvoraussetzungen in den unterschiedlichen Regulierungsgebieten
verweisen überwiegend auf deren prima facie differierende Ausgestaltung.24 Kon-

20 BVerwG, Beschl. v. 27.1.1982 – 4 ER 401.81, BVerwGE 64, 347, 352; Dormann,
Drittklagen, S. 109.

21 BVerwG, Urt. v. 28.2.1997 – 1 C 29.95, BVerwGE 104, 115, 118 f.
22 Bettermann, in: Staatsbürger und Staatsgewalt, S. 449, 473;Happ, in: Eyermann (Hrsg.),

VwGO, § 42 VwGO Rn. 72.
23 Neumeyer, Die Klagebefugnis, S. 87 f.
24 Vgl. nur Ludwigs, in: FS Schmidt-Preuß, S. 689, 703; Schneider, in: Fehling/Ruffert

(Hrsg.), Regulierungsrecht, § 22 Rn. 9 f.
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